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Bericht und Antrag 
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zu dem Bericht der Bundesregierung über die Folgekosten des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

— Drucksache 7/4556 — 


A. Problem 

Die Kostenunterdeckung im öffentlichen Personennahverkehr 
einschließlich Bundesbahn betrug bereits im Jahre 1973 
4,1 Mrd. DM. Dieser Betrag kann sich nach vorausschauenden 
Berechnungen bis 1985 auf 14,5 Mrd. DM jährlich erhöhen. 


B. Lösung 

Der Ausschuß hält eine regelmäßige Berichterstattung über die 
Kostenunterdeckung im öffentlichen Personennahverkehr in 
Abständen von fünf Jahren für notwendig, wobei die von der 
Bundesregierung vorgesehenen Gegenmaßnahmen erläutert 
werden sollen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Die regelmäßige Berichterstattung in Abständen von fünf Jah- 
ren verursacht Verwaltungskosten. Für jeden Bericht ist ein 
Betrag bis zu 1 Million DM zu veranschlagen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Waffenschmidt 


Der oben angegebene Bericht wurde in der 222. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 13. Februar 
1976 dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen federführend sowie dem Haus- 
haltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzun- 
gen am 18. Februar und 17. März 1976 behandelt. 

Der Bericht der Bundesregierung geht auf einen Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 14. Novem- 
ber 1974 zurück. Folgende Punkte sind dabei beson- 
ders hervorzuheben: 

1. Kostenunterdeckung im öffentlichen Personen- 
nahverkehr im Jahre 1973 

Für dieses Jahr wurde folgende Kostenunter- 
deckung errechnet: 

ÖPNV-Betriebe 1,4 Mrd. DM 

Deutsche Bundesbahn 3 Mrd. DM 

2. Entwicklung bis 1985 

Es sind hier verschiedene Varianten durchgerechnet 
worden, weil die Entwicklung der Personalkosten, 
der Beförderungspreise und des Verkehrsaufkom- 
mens nicht exakt vorhergesehen werden kann. Für 
den ungünstigsten Fall wurde folgende Kostenunter- 
deckung errechnet: 

ÖPNV-Betriebe 5,8 Mrd. DM 

Deutsche Bundesbahn 8,7 Mrd. DM 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn geht bei 
seinen Berechnungen für 1985 von einem Zuschuß- 
bedarf für den Schienennahverkehr in Höhe von 
jährlich 4,2 Mrd. DM aus, wobei das betriebswirt- 
schaftlich optimale Schienennetz zugrunde gelegt 
wird, wie es jetzt bekanntgeworden ist. Auf die- 
ses Schienennetz entfallen bereits jetzt 75 v. H. der 
Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahver- 
kehr. 

3. Unterschiede in Ballungsgebieten und ländlichen 
Räumen 

In den Ballungsgebieten entsteht das größte Defizit 
bei den ÖPNV-Betrieben, in den ländlichen Räumen 
beim Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn. 
Der Bahnbusverkehr und der Postreisedienst wer- 
den im wesentlichen kostendeckend betrieben. 

4. Folgekosten neuer Verkehrsinvestitionen 

Neue Verkehrsanlagen, die mit Mitteln des Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes gebaut wor- 
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den sind oder noch gebaut werden, verursachen nur 
ein Defizit in Höhe von 5 v. H. der gesamten 
Kostenunterdeckung. Hauptquelle der Defizite sind 
mithin die alten Anlagen. 

5. Schlußfolgerungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht folgende 
Maßnahmen angekündigt, um die bisherige ungün- 
stige Entwicklung abzubremsen: 

— Entwicklung neuer Kriterien für die finanzielle 
Förderung von Verkehrsinvestitionen nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, 

— Gründung Öffentlich-rechtlicher Zweckverbände 
für den öffentlichen Nahverkehr in der Region, 

— laufende Anpassung der Beförderungstarife an 
die Kostenentwicklung, 

— - in den ländlichen Räumen Umstellung auf Bus- 
verkehr und Einführung von Regional-Eilzügen, 

— Bildung von einheitlichen Unternehmensgruppen 
für den Bahnbusverkehr und den Postreisedienst. 

Der Verkehrsausschuß hat mit Besorgnis von der in 
dem Bericht aufgezeigten Entwicklungstendenz 
Kenntnis genommen. Er begrüßt ausdrücklich die 
Bemühungen des Bundesverkehrsministeriums, künf- 
tig auf dem Gebiete des öffentlichen Personennah- 
verkehrs zu möglichst kostengünstigen Lösungen zu 
kommen. Weitere erhebliche Anstrengungen in die- 
ser Richtung sind erforderlich. Der Ausschuß hält 
im Hinblick auf die großen Mehrbelastungen, die 
hier dem öffentlichen Haushalt drohen, eine regel- 
mäßige Berichterstattung für erforderlich. Wegen 
der nicht unerheblichen Kosten soll jedoch eine 
Berichterstattung lediglich in Abständen von fünf 
Jahren erfolgen. 

Den neuen Bewertungskriterien für Investitionen im 
öffentlichen Personennahverkehr, die vom Bundes- 
verkehrsministerium entwickelt worden sind, 
kommt eine erhebliche Bedeutung zu, denn diese 
Kriterien werden künftig dafür ausschlaggebend 
sein, ob ein Investitionsvorhaben mit Bundesmitteln 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz ge- 
fördert wird oder nicht. Der Verkehrsausschuß hat 
sich daher über den Entwurf in seiner Sitzung am 
19. Mai 1976 im einzelnen unterrichten lassen. 

Der Haushaltsausschuß hat mitberatend von der 
Vorlage Kenntnis genommen. Er wird bezüglich der 
Kosten, die durch die vom Verkehrsausschuß ge- 
wünschte künftige regelmäßige Berichterstattung 
entstehen, einen gesonderten Bericht nach § 96 
der Geschäftsordnung vorlegen. 


Dr. Waffenschmidt 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Bericht — Drucksache 7/4556 — wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, in regelmäßigen Abständen von fünf Jah- 
ren über die Entwicklung der Kostenunterdeckung im öffentlichen Personen- 
nahverkehr zu berichten. 

Bonn, den 19. Mai 1976 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Dr. Waffenschmidt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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